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	Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGStG) erlassen wird und das Behinderteneinstellungsgesetz, das Bundesbehindertengesetz, das Bundessozialamtsgesetz und das Bundesberufungskommissionsgesetz geändert werden;«Nachname» IF  <> "" «Geschlecht» IF  = "Männlich" "Herr" «Geschlecht» IF  = "Weiblich" "Frau" "" 
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	GZ: BMSG-40101/0008-IV/1/2004
	Wien, 28.07.2004


An

das Bundeskanzleramt, 

das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst,

das Bundeskanzleramt-Bundesjugendbeirat,

die Österreichische Präsidentschaftskanzlei, 

die Parlamentsdirektion,

das Bundesministerium für Justiz,

das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit,

das Bundesministerium für Finanzen,

das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie,

das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, CS 3,

das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, Sekt. I K 6,

das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur,

das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen,

das Büro der Gleichbehandlungskommission beim Bundesministerium für Gesundheit und Frauen,

das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten,

das Bundesministerium für Inneres,

das Bundesministerium für Landesverteidigung,

das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,

das Staatssekretariat für Familie, Generationen und Konsumentenschutz,

das Staatssekretariat für Kunst und Medien,

das Staatssekretariat für Sport,

die beiden Staatssekretariate im Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie,

das Staatssekretariat im Bundesministerium für Finanzen,

das Bundessozialamt,

die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz,

das Büro des Bundesseniorenbeirates beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz,

das Büro der Seniorenkurie des Bundesseniorenbeirates beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz,

den Datenschutzrat,

den Parlamentsklub der Österreichischen Volkspartei,

den Parlamentsklub der Sozialdemokratischen Partei Österreichs,

den Klub der Freiheitlichen Partei Österreichs,

den Parlamentsklub der "Grünen",

den Rechnungshof,

die Finanzprokuratur,

die Volksanwaltschaft,

den Verfassungsgerichtshof,

den Verwaltungsgerichtshof,

den Obersten Gerichtshof,

das Oberlandesgericht Wien,

das Oberlandesgericht Graz,

das Oberlandesgericht Linz,

das Oberlandesgericht Innsbruck,

die Bundesanstalt “Statistik Austria”,

den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger,

die Vereinigung der Österreichischen Industrie,

den Österreichischen Gewerkschaftsbund,

die Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten,

den Zentralausschuss beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz,

die Bundesarbeitskammer,

die Arbeiterkammer für Wien,

die Arbeiterkammer für Niederösterreich,

die Arbeiterkammer für Burgenland,

die Arbeiterkammer für Oberösterreich,

die Arbeiterkammer für Salzburg,

die Arbeiterkammer für Kärnten,

die Arbeiterkammer für Steiermark,

die Arbeiterkammer für Tirol,

die Arbeiterkammer für Vorarlberg,

die Wirtschaftskammer Österreich, 

die Wirtschaftskammer Wien,

die Wirtschaftskammer Niederösterreich,

die Wirtschaftskammer Burgenland,

die Wirtschaftskammer Oberösterreich,

die Wirtschaftskammer Salzburg,

die Wirtschaftskammer Kärnten,

die Wirtschaftskammer Steiermark,

die Wirtschaftskammer Tirol,

die Wirtschaftskammer Vorarlberg,

den Österreichischen Landarbeiterkammertag, 

die Kammern für Arbeiter und Angestellte der Land‑ und Forstwirtschaft in Niederösterreich,

die Kammern für Arbeiter und Angestellte in der Land‑ und Forstwirtschaft für Oberösterreich,

die Salzburger Kammer für Arbeiter und Angestellte in der Land- und Forstwirtschaft,

die Landarbeiterkammer in Kärnten, 

die Steiermärkische Kammer für Arbeiter und Angestellte in der Land‑ und Forstwirtschaft,

die Landeslandwirtschaftskammer f. Tirol, Sektion Dienstnehmer, 

die Landwirtschaftskammer für Vorarlberg, Sektion der land‑ und forstwirtschaftlichen Dienstnehmer,

die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs,

die Wiener Landwirtschaftskammer,

die Niederösterreichische Landes‑Landwirtschaftskammer,

die Burgenländische Landwirtschaftskammer,

die Landwirtschaftskammer für Oberösterreich,

die Kammer für Land‑ und Forstwirtschaft in Salzburg;

die Kammer für Land‑ und Forstwirtschaft in Kärnten,

die Landeskammer für Land‑ und Forstwirtschaft Steiermark,

die Landeslandwirtschaftskammer für Tirol, Sektion Dienstgeber,

die Landwirtschaftskammer für Vorarlberg,

die Vereinigung der österreichischen Richter,

den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag,

die Österreichische Notariatskammer,

die Notariatskammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland,

die Notariatskammer Oberösterreich,

die Notariatskammer Salzburg,

die Notariatskammer Kärnten,

die Notariatskammer Steiermark,

die Notariatskammer Tirol und Vorarlberg,

die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe Öster​reichs,

den Österreichischen Gewerbeverein, 

die Österreichische Ärztekammer,

die Österreichische Dentistenkammer, 

die Österreichische Apothekerkammer, 

die Bundeskammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten,

die Kammer der Wirtschaftstreuhänder in Wien, 

die Österreichische Patentanwaltskammer,

die Bundeskammer der Tierärzte Österreichs,

den Österreichischen Seniorenrat,

die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation,

den Österreichischen Zivilinvalidenverband,

den Kriegsopfer- und Behindertenverband Österreich,

den Österreichischen Blinden- und Sehbehindertenverband, Bundesgeschäftsstelle,

das Behindertenberatungszentrum BIZEPS,

die Lebenshilfe Österreich, Dachverband für Menschen mit geistiger und mehrfacher Behinderung,

den Verein Blickkontakt, Mag. Michael Krispl,

die Selbstbestimmt Leben Initiative Österreich,

KAGES, Franz Rossegger,

IBAN, Ursula Stauder,

die Integration Österreich, Gemeinsam Leben – gemeinsam Lernen,

Pro Mente Austria,

den Österreichischen Gehörlosenbund, Mag. Helene Jarmer,

den Verein Hilfe für Angehörige psychisch Erkrankter (HPE-Österreich),

die Bunte Rampe,

die Volkshilfe Österreich,

die Caritaszentrale Österreichs,

das Österreichische Hilfswerk,

den Verein für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft,

den Berufsverband österreichischer Diplom‑Sozialarbeiter, 

den Verein für Fachbetreuer geistig und mehrfach behinderter Menschen in Österreich,

den Österreichischen Bundesverband für Psychotherapie,

den Bund Sozialdemokratischer Freiheitskämpfer, Opfer des Faschismus und aktiver Antifaschisten,

die ÖVP‑Kameradschaft der politisch Verfolgten, 

den Bundesverband österreichischer AntifaschistInnen, WiderstandskämpferInnen und Opfer des Faschismus (KZ‑Verband),

den Bund der Opfer des politischen Freiheitskampfes in Tirol,

den Bundesverband der Israelitischen Kultusgemeinden Österreichs, 

den Österreichischen Bundesjugendring, 

den Österreichischen Familienbund,

den Katholischen Familienverband Österreichs, 

die Bundesorganisation der Österreichischen Kinderfreunde,

den Freiheitlichen Familienverband,

die Österreichische Rektorenkonferenz, 

den Österreichischen Rat für Forschung und Technologieentwicklung, 

die Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre,

die Mietervereinigung Österreichs,

den Auto‑, Motor‑ und Radfahrerbund Österreichs, 

den Österreichischen Automobil‑, Motorrad‑ und Touringclub, 

die Österreichische Bundes‑Sportorganisation, 

den Österreichischen Behindertensportverband,
die Österreichische Bischofskonferenz,

den Evangelischen Oberkirchenrat A und HB, 

die Österreichische Bundestheater-Holding GmbH, 

das Österreichische Normungsinstitut,

das Wirtschaftsforum der Führungskräfte,

das Österreichische Bundesinstitut für Gesundheitswesen,

die ARGE DATEN,

den Verein Selbsthilfe Prostatakrebs,

die Bundesrechenzentrum GmbH.

Das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz (BMSG) übermittelt in der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz - BGStG) erlassen wird und das Behinderteneinstellungsgesetz, das Bundesbehindertengesetz, das Bundessozialamtsgesetz und das Bundesberufungskommissionsgesetz geändert werden - samt Erläute​rungen und Textgegenüberstellung - mit dem Ersuchen, eine allfällige Stellungnahme 

bis spätestens 24. September 2004

bekannt zu geben (auch in elektronischer Form, E-Mail an: karin.miller@bmsg.gv.at und wolfgang.iser@bmsg.gv.at). 

Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme eingelangt sein, nimmt das BMSG an, dass gegen den Ent​wurf kein Einwand besteht.

Das BMSG ersucht nachdrücklich sämtliche Bundesministerien, auf Basis des vorliegenden Gesetzesentwurfes - mit Hinweis auf den allgemeinen Teil der Erläuterungen - Vorschläge für gesetzliche Änderungen in ihrem Kompetenzbereich vorzulegen (siehe aktuelles Regierungsprogramm 2003).

Die Landessozialreferentenkonferenz hat in ihrer Tagung am 16. Juni 2004 mit Beschluss festgehalten, dass sie die Intention zur Behindertengleichstellung aller Gebietskörperschaften grundsätzlich begrüßt. Zur Lösung des gemeinsamen Anliegens wurde von den Ländern der Weg einer Vereinbarung nach Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern vorgeschlagen. Die Länder werden vom BMSG eingeladen, den Beschluss der Landessozialreferentenkonferenz gemeinsam mit dem Bund umzusetzen.

25 Ausfertigungen des Entwurfes wurden dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. Das BMSG ersucht, eine allfällige Stellungnahme ebenfalls in 25‑facher Ausferti​gung dem Präsidium des Nationalrates zu übermit​teln und das BMSG darüber in Kenntnis zu setzen. Die allfällige Stellungnahme sollte dem Präsidium des Nationalrates nach Möglichkeit auch im Wege elektronischer Post an die Adresse „begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at“ übermittelt werden.

Für inhaltliche Fragen stehen Ihnen als Ansprechpartner zur Verfügung:

Dr. Karin Miller-Fahringer (Tel: 71100/2251, e-mail: karin.miller@bmsg.gv.at), 

und Dr. Wolfgang Iser      (Tel: 71100/6301, E-Mail: wolfgang.iser@bmsg.gv.at).

Anlage:

Gesetzesentwurf samt Erläuterungen

und Textgegenüberstellung

Der Bundesminister:

Mag. Herbert Haupt

Elektronisch gefertigt.
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